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den „weißen Flecken" und den Sonderfall DDR sowohl im Hinblick auf die NS-
Vergangenheit als auch auf die Akteure und Medien der dissidenten Geschichts-
schreibung. Frank Hadler (GWZO Leipzig) gab darüber hinaus zu bedenken, dass 
„Gegengeschichte" bzw. „Counter History" immer von Partikularinteressen gelei-
tete Umdeutung und Aneignung sei. Florian Peters (Zentrum für Zeithistorische 
Forschung, Potsdam) hinterfragte die Geschlossenheit des Begriffs: Es sei vielmehr 
von „Gegengeschichten" auszugehen, wie die unterschiedlichen Aktivitäten und 
Auswirkungen auf lokaler und transnationaler Ebene zeigten. 
Auf weitere Präsentationen und Publikationen aus diesem Forschungszusam-
menhang darf man gespannt sein. 
Berlin Blanka Koffer 
S O Z I A L I S T I S C H E S T A A T L I C H K E I T 
Wenn man die Zeitung aufschlägt, liest man allseits Klagen und Beschwerden über 
den Staat: Er sei nicht gerecht genug in seiner Verteilung von Gütern, er sei gegen-
über dem Einzelnen zu mächtig oder angesichts von gesamtgesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Problemen zu schwach, kontrolliere seine Bürger zu viel und könne 
trotzdem die Ordnung nicht angemessen durchsetzen. Die Präsenz des Staates war 
im Sozialismus zweifellos noch ausgeprägter. Dem Einzelnen begegnete er nicht nur 
in Form von Gesetzen, Vorschriften und Bürokratie, sondern forderte auch stets 
Engagement für seine Sache ein und „hörte" möglicherweise „mit". Insofern war er 
allgegenwärtig und zugleich unsichtbar, die zentrale Verteilungsinstanz, von deren 
Wohlwollen man abhing. 
In dieser Hinsicht ähnelten die Zuschreibungen für den sozialistischen Staat ver-
blüffend jenen für Gott, wie Martin Schulze Wessel (München) in seinem Schluss-
wort pointiert formulierte. Diese zugespitzte Bemerkung lenkt den Blick auf einige 
Problemfelder, die sich ergeben, wenn sozialistische Staatlichkeit charakterisiert 
werden soll, wie es sich die diesjährige Bad Wiesseer Jahrestagung des Collegium 
Carolinum (vom 5. bis 8. November 2009) zur Aufgabe gemacht hatte: Die Frage 
nach der Spezifik und den Merkmalen von Staatlichkeit im Sozialismus berührt nicht 
nur politikhistorische Bereiche, wie die Abgrenzung bzw. postulierte Kongruenz 
von Einheitspartei und Staat, oder ideengeschichtliche, wie das Selbstverständnis 
sozialistischer staatlicher Akteure. Der Staat war eben auch eine alltägliche und 
erfahrbare Instanz, die das Leben umfassend regulierte und der gegenüber An-
sprüche geltend gemacht wurden. Diese höchst unterschiedlichen Möglichkeiten 
und Perspektiven, Staatlichkeit zu fassen, spiegelten sich auch in den thematisch 
breit gestreuten Beiträgen der von Joachim von Puttkamer (Jena) und Jana Oster-
kamp (München) konzipierten und organisierten Tagung wider. Mit einem deut-
lichen Schwerpunkt auf Ostmitteleuropa sollte Staatlichkeit im Sozialismus anhand 
ihres theoretischen Selbstanspruchs, dessen praktischen Umsetzungsversuchen und 
schließlich des daraus resultierenden Spannungsverhältnisses zwischen Anspruch 
und Wirklichkeit untersucht werden. 
Sowohl die allgemeine Einführung von Joachim von Puttkamer als auch der erste 
Beitrag von Jana Osterkamp machten am tschechoslowakischen und ostdeutschen 
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Beispiel deutlich, dass der Begriff „Staat" in den Quellen, vor allem in den Ver-
fassungen, nur eine marginale Rolle spielte. Das Spannungsverhältnis zwischen all-
gegenwärtiger Bürokratie sowie „totalem" Regulierungsanspruch einerseits - der, so 
die These Osterkamps, auch an Staatlichkeitsauffassungen und -praktiken der auto-
ritären Vorgängerregime anknüpfte - und den ideologischen Grundlagen (des pro-
klamierten „Absterbens des Staates" in den klassischen Texten von Marx) anderer-
seits, machte einen direkten und positiven Bezug zum Staat schwierig. Statt von 
„Staat" war vielmehr von „Republik" und besonders von „Volksdemokratie" die 
Rede. Diese Selbstbezeichnung sollte nicht nur den Unterschied zu den „bürger-
lichen Demokratien" markieren, sondern auch das Ineinandergreifen von Gesell-
schaft und Staat verdeutlichen. Die Denkfigur der Übernahme des Staates durch die 
„Sozialrevolutionären Massen" knüpfte dabei an ideologische Vorgaben der „Dikta-
tur des Proletariats" an, wurde jedoch auch national legitimiert und durch dement-
sprechende Darstellungen etwa des Hussitismus bzw. der Bauernkriege mythisch 
unterfüttert. Die „Volksbeteiligung" und die in den Verfassungen sichtbaren direk-
ten Bezüge zu basisdemokratischen Figuren standen wiederum in einem der soziali-
stischen Theorie immanenten Spannungsverhältnis zwischen Diktatur des Prole-
tariats und Avantgarde-Funktion der Partei. Die Entwicklung der Verfassungen in 
der Tschechoslowakei zeige, so von Puttkamer, dass sich das Selbstbild der Partei als 
Erzieherin des Volkes zugunsten einer stärkeren Betonung der Volkssouveränität 
verändert habe. Insofern sei der Staat in der ersten tschechoslowakischen Verfassung 
noch als weitgehend übereinstimmend mit der Partei aufgefasst worden, während 
in der letzten die Verschmelzung von Staat und Gesellschaft betont wurde. Diese 
Vorstellung einer Verschmelzung sei ein Charakteristikum sozialistischer Staatlich-
keit - eine These, die in der Diskussion nicht unwidersprochen blieb. 
Dem Zusammenspiel von sozialistischer Staatlichkeit und Rechtspraxis widmeten 
sich die Beiträge von Natalia Veselská (Bratislava), Attila Vincze (Brno) und Ulrich 
Huemer (Potsdam). Die Ausführungen von Veselská und Vincze beruhten mehr 
oder minder explizit auf dem Paradigma des Unrechtsstaates und charakterisierten 
sozialistische Staatlichkeit durch rechtliche Willkür und Unberechenbarkeit. Als ein 
Hauptmerkmal totalitärer Regime resultiere daraus, so Veselská, die sich durch alle 
Schichten und Ebenen ziehende und das gesamte Leben bestimmende Angst. Diese 
These illustrierte sie anhand des slo'wakischen Teils der Tschechoslowakei, wobei 
deutlich wurde, dass die Angst nicht nur die Bürger beherrschte, sondern auch die 
Parteimitglieder (Slánský-Prozess). Die Allgegenwart der Angst und Unsicherheit 
habe zudem sowohl systemstabilisierende als auch systemerodierende Effekte 
gehabt, da zum einen aus Angst offene Opposition meist vermieden worden sei, sie 
zum anderen die Legitimität der Regime untergraben habe. 
Auch Vincze argumentierte anhand des Beispiels Ungarn in diese Richtung. 
Während er den ungarischen Sozialismus vor 1956 sehr kursorisch als totalitäre Will-
kürherrschaft umriss, charakterisierte er die „post-totale" Ära nach 1956 vor allem 
durch die Atomisierung der Gesellschaft. Denn obwohl es zu einer Art Pakt zwi-
schen Partei und Bevölkerung gekommen und eine Befriedung durch den „Kon-
sumkommunismus" ungarischer Prägung eingetreten sei, habe die fortbestehende 
rechtliche Willkür, besonders im Bereich der Eigentumsrechte, eben zur Atomisie-
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rung der Gesellschaft beigetragen. In der Diskussion wurde jedoch kritisch zu 
Bedenken gegeben, dass eine Atomisierung im Arendt'schen Sinne nicht stattgefun-
den habe, sondern die offiziellen Verbindungen lediglich durch informelle Netz-
werke neben und jenseits des staatlichen Zugriffs abgelöst worden seien. 
Der Charakterisierung der sozialistischen Staatlichkeit als totalitär bzw. der Her-
vorhebung rechtlicher Willkür stellte Huemer mit seinem Beitrag eine gegenläufige 
Perspektive zur Seite. Er setzte sich mit der Frage auseinander, ob die DDR ein 
Doppelstaat im Fraenkel'schen Sinne gewesen sei, wobei diese Bezeichnung von 
Fraenkel für das nationalsozialistische Deutschland entworfen worden ist und daher 
aktuell als Ersatz für Totalitarismustheorien gebraucht werde. In Abgrenzung dazu 
unterstrich Huemer, dass in der DDR ein erheblich höheres Maß an Berechenbarkeit 
in juristischen Angelegenheiten geherrscht habe als in der NS-Zeit. Denn am Bei-
spiel der DDR zeige sich, dass sich die Organe stets bemühten, formell den eigenen 
Gesetzen nachzukommen. Im Gegensatz zum NS-Staat und seiner von Fraenkel als 
„Maßnahmenstaat" in permanentem Ausnahmezustand charakterisierten Rechts-
umsetzung, waren die DDR-Organe bestrebt, die eigenen Rechtsbrüche zu ver-
schleiern, da sie eine Normenkonformität zumindest nach außen bekunden wollten. 
In der hiernach eventuell als „Schein-Rechtsstaat" zu beschreibenden DDR sei daher 
die Urteilsfindung in einem höherem Maße an formelle wie informelle Regeln 
gebunden gewesen. Für diejenigen, die diese Regeln kannten, war das Rechtssystem 
der DDR durchaus berechenbar und weitaus weniger willkürlich als jenes des 
„Dritten Reiches". 
Den Blick auf Besonderheiten der ostmitteleuropäischen Staaten bzw. auf das 
Zusammenspiel zwischen sozialistischer und Nationalstaatlichkeit lenkten die Bei-
träge von Jan C. Behrends (Berlin), Dennis Dierks (Mainz) und Rayk Einax (Jena). 
Behrends illustrierte seine These, dass die Selbstinszenierung des sozialistischen 
Staates auf völkischen bzw. nationalistischen Motiven beruht habe, anhand einer 
Serie von Bildern der jeweiligen Staatsspitzen der Sowjetunion, Polens, der DDR 
und der Tschechoslowakei. Nation und Staat seien unter die Figur des „Führers" sub-
sumiert und durch ihn personalisiert worden. Die jeweilige Ausgestaltung sollte sich 
vor allem von politischen Vorgängern oder Konkurrenten absetzen. Insbesondere 
die Repräsentativität der vorgestellten Bilder wurde in der anschließenden Diskus-
sion zwar kontrovers diskutiert; die grundlegende Frage, ob die ostmitteleuropä-
ischen Sozialismen ihre Besonderheit durch die Überlagerung mit Nationalismus 
bezogen, erhielt dadurch jedoch weitere Denkanstöße, die mit der Präsentation von 
Fallbeispielen konkurrierender sozialistischer Auffassungen oder Ausprägungen 
von Staatlichkeit weiter vertieft wurden. 
So stellte Dierks das jugoslawische Prinzip der Arbeiterselbstverwaltung vor, 
das nach dem Ausschluss Jugoslawiens 1948 aus der Kominform als sozialistisches 
Gegenmodell zum „demokratischen Zentralismus" etabliert worden war. Auch 
wenn die Arbeiterselbstverwaltung in der Praxis durch zentralstaatlich beschlossene 
Rahmenpläne konterkariert und die Diskussionsforen der selbstverwalteten 
Arbeiter eher als Instrument zur Durchsetzung der Parteilinie gebraucht worden 
seien, sei damit ein Beispiel geschaffen worden. Diese Idee habe an die in allen 
Staatssozialismen vorhandenen Ideale der Volksbeteiligung appelliert, die Besei-
478 Bohemia Band 49 (2009) 
tigung der „Entfremdung von den Produktionsmitteln" versprochen und räterepu-
blikanische Ideale verkörpert. Wie in der Diskussion mehrfach betont wurde, hatte 
dieses Gegenmodell erhebliche Anziehungskraft nicht nur auf Oppositionelle in den 
ostmitteleuropäischen Staaten, als Möglichkeit, Freiräume im allumfassenden Staat 
durch eine tatsächliche und gezielte De-Etatisierung („Absterben des Staates") zu 
schaffen, sondern auch im Westen bzw. den blockfreien Staaten. Auch der jugosla-
wische, von nationalen Kriterien bestimmte Föderalismus dürfte als Gegenbeispiel 
zur Sowjetunion und dem dort herrschenden ausschließlich formalen Föderalismus 
gedient haben. 
Als ein vom ostmitteleuropäischen Muster deutlich abweichendes Beispiel stellte 
Einax den weißrussischen Fall dar. Erstmals zu Eigenstaatlichkeit unter sowjetischer 
Herrschaft gelangt (als formal eigenständige Republik der UdSSR), habe sich dieser 
Staat vor allem anhand des wirtschaftlichen Aufbaus nach dem Zweiten Weltkrieg 
konsolidiert und legitimiert. Trotz der ethnischen Gemengelage und der Dominanz 
des russischen gegenüber dem weißrussischen Element habe die paradoxe Gleich-
zeitigkeit von Eigenstaatlichkeit und Aufgehen im großen Sowjetvolk - anders als 
etwa in der (West)Ukraine - keine ernsthafte Ablehnung der sowjetischen Staat-
lichkeit mit sich gebracht. Da das sowjetische Staatsmodell in Weißrussland größ-
tenteils als Erfolg (v. a. aus wirtschaftlicher Perspektive und unter dem Eindruck der 
Modernisierung des Landes) erfahren worden sei und kaum eigene Traditionen der 
Nationalbewegungen existierten, sei es erst nach der Katastrophe von Tschernobyl 
und dem Zusammenbruch des Wirtschaftssystems der UdSSR zu distanzierenden 
Positionen gekommen. Angesichts dieses als erfolgreich wahrgenommenen Beispiels 
sozialistischer Staatlichkeit, das sich eben durch ein weitgehendes Fehlen nationaler 
Aspirationen auszeichnete, ist zu fragen, ob die ostmitteleuropäischen Nationalis-
men eine besondere Herausforderung an die sozialistische Staatlichkeit stellten. 
Einen in diese Richtung führenden Vortrag hätte Dmitry Shlapentokh (South Bend) 
liefern können, wenn er über die bekannte Charakterisierung der Außenwahr-
nehmung sowjetischer Herrschaft als „asiatische Fremdherrschaft" hinausgegangen 
wäre und sich auf das Tagungsthema bezogen hätte. 
Auf das Themenfeld der wechselseitigen Wahrnehmung von Staat und Bürgern 
gingen die Beiträge von Tilmann Siebeneichner (Göttingen) und Natali Stegmann 
(Regensburg) ein. Anhand der Konzeption und der Praxis der nach dem 17. Juni 
1953 in der DDR ins Leben gerufenen „Kampfgruppen der Arbeiterklasse" führte 
Siebeneichner aus, dass das Verständnis des als permanent im Ausnahmezustand 
befindlichen sozialistischen Staates auf eine generationenspezifische Erfahrungswelt 
zurückzuführen sei. Die wichtigsten Akteure der DDR, wie auch der Großteil der 
frühen Mitglieder der Kampfgruppen, seien von den bürgerkriegsähnlichen Zu-
ständen der Weimarer Republik und der Verfolgung während des Nationalsozialis-
mus geprägt worden. Dieser spezifische Erfahrungshintergrund habe die Wahr-
nehmung der eigenen Bevölkerung sowie ausländischer Kräfte als potenzielle Feinde 
bestimmt. Die Schaffung einer solchen Konkurrenzorganisation zu den regulären 
Ordnungs- und Sicherheitskräften sei diesem generationellen Selbstverständnis als 
einer letzten Bastion ideologisch einwandfreier Schutz- bzw. Partisanentruppen ent-
sprungen, auch wenn sich die Kampfgruppen in der Praxis als wenig durchschlag-
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kräftig und kompetent erwiesen. Mit einem Generationenwechsel innerhalb der 
Kampfgruppen sei daher auch eine veränderte Sicht auf die Bevölkerung einherge­
gangen: Während die Beschreibung der Bevölkerung als potenzieller (Klassen)feind 
bei den Gründungsmitgliedern der Kampfgruppen noch anschlussfähig gewesen sei, 
hätten sich viele Angehörige der Kampfgruppen 1989 geweigert, gegen ihr „eigenes 
Volk" vorzugehen. 
Eine Anregung, das Verhältnis von sozialistischem Staat zu seinen Bürgern aus 
einer anderen Perspektive heraus zu untersuchen, lieferte der Vortrag von Natali 
Stegmann. Sie beleuchtete anhand des Beispiels Solidarnošč die Erwartungen, die 
die Mitglieder an den Staat stellten. Die bislang eher unbeachteten sozialpolitischen 
Forderungen der Solidarnošč machten zum einen deutlich, dass - anders als noch 
1956 in Polen und Ungarn, 1968 in der Tschechoslowakei und 1970 wiederum in 
Polen - der Adressat dieser Forderungen der Staat und nicht mehr die Partei gewe­
sen sei. Der Staat sei nun als solcher und in seiner sozialistischen Ausrichtung nicht 
länger abgelehnt worden. Man habe ihn daher nicht infrage gestellt, sondern ihn in 
die Pflicht genommen und seine eigenen propagierten Ideale an ihn zurückgewiesen. 
An diesen Punkten, „wo sich Staat und Bürger begegnen", könne deutlich gemacht 
werden, dass der Staat zumindest in den 1980er Jahren als Fürsorgestaat wahrgenom­
men wurde. In der anschließenden Diskussion wurde die weiterführende Frage an­
geregt, ob diese kognitive Trennung von Staat und Partei eine Vorbedingung für den 
friedlichen Charakter der Systemumbrüche in Ostmitteleuropa gewesen sein könnte. 
Die Beiträge von Denisa Nečasová (Brno) und Celia Donert (Florenz) untersuch­
ten sozialistische Staatlichkeit aus geschlechtswissenschaftlicher Perspektive. Wie 
beide Referentinnen betonten, habe die Gleichberechtigung zu den offensiv vertre­
tenen sozialpolitischen Zielen sozialistischer Herrschaft gehört und sei somit einer 
der Punkte gewesen, an denen sich der Erfolg sozialistischer Staatlichkeit messen las­
sen musste. Nečasová zeigte, dass trotz der gezielten Einsetzung von Frauen an die 
Spitze einiger dörflicher Volkskomitees in den frühen 1950er Jahren in der Tsche­
choslowakei althergebrachte Rollenmuster überdauerten. Hinter der agitatorisch 
vorgebrachten Forcierung weiblicher Führungskräfte hätten vielmehr pragmatische 
Überlegungen gestanden wie etwa die Beseitigung des akuten Personalmangels. 
Donerts Beitrag lenkte den Blick auf die trans- und internationale Ebene der 
Geschlechterpolitik, indem sie die über ihre jeweiligen Landesgrenzen hinaus agie­
renden offiziellen Frauenbünde (etwa Demokratischer Frauenbund Deutschlands) 
thematisierte. Laut Donert sei es in den 1970er und 1980er Jahren schrittweise zur 
Aufgabe eines spezifisch sozialistischen Verständnisses von Frauenrechten gekom­
men, was in Verschränkung mit den allgemein neu an Bedeutung gewinnenden 
Menschenrechtsdebatten gestanden habe. Eine Analyse der Frauenbünde sowie der 
frauenrechtsspezifischen sozialpolitischen Forderungen und Diskussionen auf inter­
nationaler Ebene könne daher eine weitere Perspektive auf die Erosion sozialisti­
scher Staatlichkeit eröffnen. 
Zuletzt thematisierten Muriel Blaive und Thomas Lindenberger (Wien) einen klas­
sischen Aspekt von Staatlichkeit: sein Territorium bzw. seine Grenzen. Das Grenz­
regime sei, so Lindenberger, charakteristisch für sozialistische Herrschaftsausübung. 
Sozialistische Grenzen - nicht nur jene zum Westen, sondern auch diejenigen zwi-
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sehen den sozialistischen Staaten - zeichneten sich durch folgende Merkmale aus: 
ihre beidseitige Undurchlässigkeit als Schutz gegen Infiltration und „Ansteckung" 
von außen bzw. als Verhinderung der Abwanderung unsicherer Elemente von innen, 
durch ausgedehnte Sperrgebiete und die Umsiedlung der Grenzbevölkerung nach 
ideologisch-politischen Kriterien. Die Grenze als Paradigma sei durch die tatsäch­
liche Staatsgrenze allerdings nur versinnbildlicht. Auch die Gesellschaft selbst sei 
durch Grenzen und Sperrgebiete gekennzeichnet gewesen, etwa durch die deutliche 
Regulierung von Verhalten und Äußerungen, das Unsagbare, durch Tabus oder 
die unantastbaren ideologischen Inhalte. Am Beispiel der tschechischen Grenzstadt 
České Velenice führte Blaive aus, dass die Grenzsituation spezifische Verhaltens­
muster hervorgebracht habe: Ausgeprägtes Denunziantentum, gegenseitige Bespit­
zelung, Selbstzensur und -kontrolle. Sie ließ offen, ob dies die These der Diktatur 
der Grenze auch in dem Sinne stärken sollte, dass diese wohlbekannten Verhal­
tensmuster nicht nur an der territorialen Grenze, sondern auch den inneren zu fin­
den waren. Bemerkenswert war der vorgestellte Befund, dass die offizielle Wahr­
nehmung der Grenze offenbar von der lokalen Bevölkerung angenommen worden 
ist. So seien Flüchtlinge als „Kriminelle" und die Grenze als Schutz vor Feinden 
betrachtet worden. 
Die Jahrestagung des Collegium Carolinum hat deutlich gezeigt, wie vielfältig und 
schillernd, omnipräsent und zugleich „ungreifbar" Staat und Staatlichkeit im So­
zialismus waren. In der Abschlussdiskussion wurde daher dafür plädiert, das Thema 
auf vergleichende Perspektiven zu erweitern, um den sozialistischen Staat letztlich 
doch „greifbarer" zu machen: Ob und inwieweit die ostmitteleuropäischen Varian­
ten sozialistischer Staatlichkeit spezifisch sind, könnte durch die Einbeziehung des 
sowjetischen, aber auch des kubanischen, koreanischen oder chinesischen Modells 
deutlicher 'werden. Andererseits ist auch zu hinterfragen, ob eine „Exotisierung" 
sozialistischer Staatlichkeit sinnvoll ist und ob der sozialistische Staat nicht als 
ausdifferenzierteste Ausprägung des „modernen Machtstaates" begriffen werden 
könne. Ob und wie die Beschreibung als „totalitär" - eine Frage, die in den Debatten 
immer wieder kontrovers diskutiert wurde - in dieser Hinsicht geeignet sein mag, 
muss hier offen bleiben. 
München Ulrike Lunow 
A U G U S T S A U E R - E I N I N T E L L E K T U E L L E R I N P R A G 
I M S P A N N U N G S F E L D V O N K U L T U R -
U N D W I S S E N S C H A F T S P O L I T I K 
Mit dem Namen August Sauer verbindet man sicherlich nicht nur im literaturwis­
senschaftlichen Kontext vor allem seine im Jahr 1907 an der Prager Karls-Universität 
gehaltene Rektoratsrede „Literaturgeschichte und Volkskunde". Dass mit diesem 
bekanntesten und zugleich umstrittensten Vermächtnis die Bedeutung des 1855 in 
Wiener Neustadt geborenen und 1926 in Prag gestorbenen Germanisten und Kultur­
politikers nicht Genüge getan ist, mag eine kurze Aufzählung seiner Tätigkeiten und 
Funktionen deutlich machen: So war Sauer ein wichtiges Mitglied der 1891 gegrün-
